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Sachgebiet 78 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ra 1/72 Bonn, den 22. Juni 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer 
zusätzlichen Beihilfe für in Italien verarbeitete Raps- und 
Rübsensamen für das Wirtschaftsjahr 1972/1973. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Einführung einer zusätzlichen Beihilfe für in Italien 
verarbeitete Raps- und Rübsensamen für das Wirtschaftsjahr 

1972/1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2727/71 2 ), insbesondere auf Artikel 36, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Eigenschaften des Raps- und Rübsenmarktes, 
insbesondere der Konzentration der Erzeugung in 
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft ziehen be- 
sondere Schwierigkeiten für die Versorgung der 
italienischen Ölmühlen an Gemeinschaftssaat nach 
sich. Diese Situation erschwert den Absatz der Ge- 
meinschaftsproduktion. 

In Erwartung einer endgültigen Lösung des vor- 
liegenden Problems ist es notwendig, auch im Wirt- 
schaftsjahr 1972/1973 eine Zusatzbeihilfe für in italie- 
nischen Ölmühlen verarbeiteten Raps- und Rübsen- 
samen zu gewähren, damit diese unter angemesse- 
nen Wettbewerbsbedingungen arbeiten können. 

Es ist angebracht, diese Zusatzbeihilfe auf einen 
Betrag zu beschränken, der ein gewisses Gleichge- 
wicht in der Ölerzeugung in Italien und anderen Ge- 
bieten in der Gemeinschaft gewährleistet. 

Es empfiehlt sich, die Zusatzhilfe demjenigen zu 
gewähren, der nach Maßgabe der Verordnung 
(EWG) Nr. 2114/71 vom 28. September 1971 über die 
Beihilfe für Ölsaaten 4 ), geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2730/70 5 ), Anspruch auf Beihilfe 
hat - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Es wird eine Zusatzbeihilfe gewährt für in der Ge 
meinschaft geerntete Raps- und Rübsensamen, die im 


Laufe des Wirtschaftsjahres 1972/1973 in einer im 
italienischen Hoheitsgebiet gelegenen Ölmühle un- 
ter die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2114/ 
71 genannte Kontrolle gestellt werden. 


Artikel 2 

Der in jedem Gebiet zu gewährende Betrag der Zu- 
satzbeihilfe pro 100 kg Saat ergibt sich aus dem An- 
hang. 

Artikel 3 

1. Der Anspruch auf Zusatzbeihilfe entsteht im 
Augenblick der Verarbeitung der Ölsaaten zur Ge- 
winnung von öl. 

2. Die Zusatzbeihilfe wird dem Inhaber der in Arti- 
kel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2114/71 genannten 
Bescheinigung ausgezahlt, sobald der Nachweis der 
Verarbeitung erbracht ist. 


Artikel 4 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971, S. 8 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 222 
vom 2. Oktober 1971, S. 2 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Oktober 1971, S. 18 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Gebiete Betrag 

RE/ 100 kg 

Valle d'Aosta, Lombardia und Piemont 0,40 

Liguria 0,45 

Trentino-Alto-Adige 

Veneto und Friuli - Venezia Giulia 0,60 

Emilia und Toscana 0,65 

Marche-Abruzzi und Molise und Umbria 0,75 

Andere Gebiete Italiens 0,85 
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Begründung 


1. Für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 hat die Kom- 
mission die Abschaffung der für in Italien zur Öl- 
gewinnung verarbeiteten Raps- und Rübsensamen 
gewährten Zusatzbeihilfe vorgeschlagen, sowie die 
Änderung der seit 1967 im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette bisherigen Regionalisie- 
rung. Die Gründe, die zu diesem Vorschlag geführt 
haben, sind im Dokument KOM (72) 130, Seiten 9 bis 
12 vom 15. Februar 1972 wiedergegeben. 

Der Rat hat den Vorschlag der Kommission nicht be- 
rücksichtigt und für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 
die Zusatzbeihilfe für Italien und die bisher geltende 
Regionalisierung bestätigt. In den Vorschlägen für 
das Wirtschaftsjahr 1972/1973 sah die Kommission 
keinen Grund ihre diesbezügliche Haltung zu än- 
dern. (Dok. KOM (72) 150 endg. vom 2. Februar 1972, 
Seite 22). Die Entscheidung des Rates wurde auf das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 beschränkt mit der Be- 
gründung, daß die auf dem Sektor der Ölsaaten an- 
liegenden Probleme nur unzureichend untersucht 
werden konnten. 

Anläßlich der Annahme der Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 beauftragte der Rat den 
landwirtschaftlichen Sonderausschuß, die Unter- 
suchung der Vorschläge der Kommission für Ölsaa- 
ten, sowie bestimmte Anregungen, die auf diesem 
Gebiet vorgetragen wurden, weiter zu verfolgen 
und dem Rat Bericht zu erstatten, damit dieser vor 
dem 1. Juli 1972 die Regionalisierung der Preise fest- 
setzen und über die Zusatzbeihilfe entscheiden kann. 

2. Es geht aus den Beratungen des landwirtschaft- 
lichen Sonderausschusses hervor, daß die meisten 
Delegationen den Standpunkt der Kommission tei- 
len, da die Eigenschaften des Ölsaatenmarktes es 
unmöglich machen, daß die betreffenden Ölsaaten 
bis zu den Ölmühlen befördert werden, die von den 
Erzeugungsgebieten weit entfernt liegen. Diese Fol- 
gerung müßte, nach den Bestimmungen des Artikels 
24 der Verordnung Nr. 136/66/EWG zu einer Ver- 
kürzung der geltenden Regionalisierung führen, da- 
mit diese mit dem tatsächlichen Warenverkehr über- 
einstimmen. 

Eine Verkürzung der Regionalisierung im Vergleich 
zu der augenblicklich bestehenden würde jedoch das 
Risiko für den Absatz der Gemeinschaftserzeugung 
nach sich ziehen, da die italienischen Ölmühlen, die 
etwa ein Drittel der Gemeinschaftserzeugung auf- 
kaufen, sich nicht mehr aus dieser Erzeugung versor- 
gen könnten. 

Andererseits wurde darauf hingewiesen, daß die 
Beibehaltung der jetzigen Regionalisierung ohne Zu- 


satzbeihilfe derartige Änderungen in den Wettbe- 
werbsbedingungen der verschiedenen Ölmühlen der 
Gemeinschaft hervorrufen würden, daß eine Benach- 
teiligung der von den Erzeugungsgebieten entfernt 
gelegenen Unternehmern entstehen würde. 

3. Aus prinzipiellen Erwägungen kann die Kom- 
mission gewisse im landwirtschaftlichen Sonderaus- 
schuß vorgebrachte Anregungen nicht übernehmen, 
die die Beibehaltung der augenblicklichen Regiona- 
lisierung und die Ausdehnung der Zusatzbeihilfe für 
in anderen Mitgliedstaaten verarbeitete Ölsaaten 
zum Ziele haben. 

In Erwartung der Überprüfung dieses Problems im 
Rahmen der erweiterten Gemeinschaft kann die 
Kommission, die bereits dem Rat die Beibehaltung 
der augenblicklichen Regionalisierung vorgeschla- 
gen hat, höchstens die Verlängerung für ein weiteres 
Wirtschaftsjahr der Zusatzbeihilfe für in Italien ver- 
arbeiteten Raps zugestehen, um eine zwischenzeit- 
liche Störung des Ölsaatenmarktes zu vermeiden. 

Aufgrund der der Kommission zur Verfügung ste- 
henden Unterlagen kann jedoch der zu gewährende 
Betrag für diese Ölsaaten gekürzt werden, ohne daß 
dadurch Schwierigkeiten für den Absatz der Gemein- 
schaftsproduktion entstehen. 

Die zu gewährende Zusatzbeihilfe kann auf einen 
unterschiedlichen Betrag entsprechend der unter- 
schiedlichen Lage dieser Ölmühlen im Vergleich zu 
den Erzeugungsgebieten und der durchschnittlichen 
Beschaffungskosten dieser Ölmühlen an Ölsaaten 
festgesetzt werden. 


Finanzielle Auswirkungen 

Die für in Italien verarbeitete Ölsaaten gewährte 
Zusatzbeihilfe beläuft sich für das Wirtschaftsjahr 
1971/1972 auf einen Betrag von ca. 2,5 Millionen 
Rechnungseinheiten. 

Der für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 vorgesehene 
Betrag der Zusatzbeihilfe liegt im Schnitt um 0,2 
Rechnungseinheiten pro 100 kg niedriger als der- 
jenige des vergangenen Wirtschaftsjahres. In der 
Annahme, daß die italienische Ölmühlen die gleiche 
Menge an Gemeinschaftsraps wie im Jahre 1971/ 
1972 verarbeitet, dürfte sich die finanzielle Auswir- 
kung dieser Maßnahme auf etwa 2 Millionen Rech- 
nungseinheiten belaufen. 
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